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Kurzfassung 

Anlass, Ziel und Methodik der Zwischenevaluierung 

Vor dem Hintergrund der demographischen Veränderungen macht das Städtebauförder-

programm "Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zusammenarbeit und Netzwer-

ke" seit dem Programmstart 2010 Förderangebote zur überörtlichen, arbeitsteiligen An-

passung der Infrastrukturen der Daseinsvorsorge. Gegenstand der vorliegenden ersten 

Zwischenevaluierung ist es, die Zielerreichung und Bedeutung des im Verhältnis zu ande-

ren Städtebauförderprogrammen noch relativ jungen Programms festzustellen.  

Das "programmübergreifende Evaluierungskonzept für die Städtebauförderung von Bund 

und Ländern", auf das sich Bund, Länder und kommunale Spitzenverbände geeinigt ha-

ben, liegt auch der vorliegenden Untersuchung zugrunde.  Neben Veröffentlichungen zum 

fachlichen Kontext flossen die Programmdokumente und die der Fachöffentlichkeit zu-

gänglichen Informationen der Programmbegleitung, insbesondere die Statusberichte zum 

Programmvollzug, in die Analysen ein. Die wichtigsten Datengrundlagen wurden vom 

BBSR zur Verfügung gestellt, wobei es sich einerseits um Kontextdaten zu den Räumen 

und Gemeinden, zum anderen um programmbezogene Daten handelt. Entsprechend des 

Evaluierungskonzeptes waren von der Bundestransferstelle 26 Fallstudien vorbereitet 

worden, die für vergleichende Analysen auf der Ebene von Kooperationsräumen eine in-

formative qualitative Basis bildeten.  

Um die programmspezifisch sehr vielfältige Umsetzung in den Ländern, Kooperations-

räumen und Kommunen ausreichend zu reflektieren, wurden zusätzlich ausführliche Ge-

spräche mit allen Programmverantwortlichen der Länder geführt. Dem intensiven Aus-

tausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Länder, Kommunen und Verbände dienten 

drei flankierende Workshops. Für ihr Engagement und ihre Kooperationsbereitschaft sei 

allen am Verfahren Beteiligten ausdrücklich gedankt. 

Programmziele, Grundlagen und Programmentwicklung 

Mit dem Programm unterstützt die Städtebauförderung kleinere Städte und Gemeinden 

bei notwendigen Anpassungen an den demografischen Wandel. Es betritt dabei auf zwei-

erlei Weise Neuland, indem es sich zum einen explizit an kleinere Städte und Gemeinden 

wendet und sie zum anderen zur überörtlichen Zusammenarbeit bei der Bewältigung der 

jeweiligen Herausforderungen auffordert. Ziel der Städtebauförderung ist es dabei, zu-

kunftsfähige Städte und Gemeinden als lebenswerte Wohn- und Arbeitsorte zu sichern. 

Eingebettet ist das Bund- Länder-Programm in die übergeordnete "Initiative Ländliche 

Infrastruktur" des Bundesbauministeriums. Ziel der Initiative ist die Sicherung der Da-
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seinsvorsorge in ländlichen Regionen, die von Bevölkerungsrückgang, Abwanderung, 

Überalterung und stagnierender bis rückläufiger wirtschaftlicher Entwicklung geprägt sind.  

Übergeordnetes Ziel des Programms "Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zu-

sammenarbeit und Netzwerke" ist es dabei, die Städte als Ankerpunkte der Daseinsvor-

sorge für die Zukunft handlungsfähig zu machen und ihre zentralörtliche Versorgungs-

funktion dauerhaft, bedarfsgerecht und auf hohem Niveau für die Bevölkerung der Region 

zu sichern bzw. zu stärken. Dies soll durch drei Leitziele umgesetzt werden: 

Å Kräfte bündeln, überörtlich kooperieren, 

Å Infrastruktur anpassen - Daseinsvorsorge langfristig sichern  

Å Integriert handeln, finanzieren und fördern. 

Das Programm "Kleinere Städte und Gemeinden" entfaltet damit eine wesentliche Initia-

tivwirkung zur Stärkung von Ankerstädten in ländlichen Regionen. Eingesetzt werden 

können die Finanzhilfen für städtebauliche Gesamtmaßnahmen, insbesondere für die 

Vorbereitung und Durchführung von Investitionen in die städtebauliche Infrastruktur der 

Daseinsvorsorge und damit gleichzeitig zur Beseitigung städtebaulicher Missstände. Städ-

te und Gemeinden, die überörtlich in einem größeren funktionalen Zusammenhang zu-

sammenarbeiten oder kleinere Städte in Kooperation mit ihrem Umland soll dabei Vorrang 

eingeräumt werden. 

Das Städtebauförderprogramm "Kleinere Städte und Gemeinden" hat sich seit seinem 

Start im Jahr 2010 gut entwickelt. Die Nachfrage nach dem Programm ist kontinuierlich 

gewachsen: Die Anzahl der geförderten Gesamtmaßnahmen ist von 76 im Jahr 2010 auf 

536 im Jahr 2016 gestiegen, an denen 1.554 Kommunen beteiligt sind. 96 Prozent aller 

beteiligten Kommunen sind dem Typ Kleinstadt oder Landgemeinde zuzurechnen. Die 

Programmkommunen liegen ganz überwiegend in ländlichen Räumen, je nach Siedlungs-

struktur der Länder auch überwiegend in dünn besiedelten Kreisen. Jedoch wird im Zeit-

verlauf ein Trend zur vermehrten Aufnahme von Kommunen in städtischen Räumen er-

kennbar. Die Indikatoren zur Strukturschwäche und zum demografischen Wandel zeigen, 

dass die Programmkommunen vielschichtige Problemlagen und überwiegend eine be-

sonders ausgeprägte Strukturschwäche aufweisen. Die Betroffenheit vom demografi-

schen Wandel ist dabei unterschiedlich. 

Die instrumentell-prozessuale Umsetzung des Programms erfolgt über die Erarbeitung 

und Fortschreibung integrierter Entwicklungskonzepte und die Bildung überörtlicher Netz-

werke zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Dazu gehören Abstimmungsprozesse und 
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Kooperationsmanagement sowie die Beteiligung und Mitwirkung von Bürgerinnen und 

Bürgern.   

Im inhaltlich-thematischen Programmfokus stehen Maßnahmen zur Anpassung oder lang-

fristigen Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des demo-

grafischen Wandels. Investitionen sollen auch zur Behebung städtebaulicher Missstände, 

insbesondere zur Anpassung der Infrastruktur dienen. Dazu gehören auch Maßnahmen 

zur Innenentwicklung, zur Schaffung und Erhaltung von Grün- und Freiräumen sowie zur 

Barrierearmut oder -freiheit von Gebäuden und Flächen. 

Als Programm am Schnittpunkt von städtischer und ländlicher Entwicklung spielt das Zu-

sammenwirken mit den Programmen der ländlichen Entwicklung auf der europäischen 

und nationalen Ebene eine wichtige Rolle. Sie haben eine große Bedeutung in den Ko-

operationsräumen des Programms "Kleinere Städte und Gemeinden". 

Programmumsetzung in den Ländern 

Mit Ausnahme der Stadtstaaten und Hessen beteiligen sich alle Bundesländer am Pro-

gramm. Das Programm trifft auf sehr unterschiedliche siedlungsstrukturelle, regionalöko-

nomische und demografische Rahmenbedingungen in den Ländern. Auf der einen Seite 

sind einige Länder stärker durch ländliche Räume geprägt, in anderen dominieren ver-

städterte Räume. In einigen Ländern dehnen sich inzwischen auch kleinere Städte auf-

grund von Eingemeindungen erheblich in der Fläche aus und verfügen über eine Vielzahl 

von Ortsteilen. Unterschiedliche kommunale Länderstrukturen und die Ergebnisse von 

Gebietsreformen beeinflussen die länderbezogene Umsetzung ebenfalls. Die Struktur der 

am Programm beteiligten Gemeinden wird zudem durch die jeweilige Förderstrategie des 

Landes sowie durch die Resonanz bei den Kommunen auf das Förderangebot mitbe-

stimmt.  

Auch wenn sich auf einzelne Aspekte bezogen Vergleichbarkeiten und Unterschiede in 

der Länderumsetzung erkennen lassen, hat sich gezeigt, dass die zwölf beteiligen Länder 

innerhalb der Leitplanken der Programmziele und der Regelungen der Verwaltungsver-

einbarung Städtebauförderung sehr individuelle Wege bei der Programmumsetzung ge-

hen. Das Programm ist dabei wie kein anderes Städtebauförderprogramm geeignet, auf 

unterschiedliche Strukturvoraussetzungen und Förderpolitiken mit Bezug zu kleineren 

Städten und Gemeinden flexibel zu reagieren.  

Instrumentell-prozessuale Umsetzung des Programms 




















































































































































































































































